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Das Gesuch des KlÃ¤gers, die Richterin am Sozialgericht wegen Besorgnis der
Befangenheit abzulehnen, wird zurÃ¼ckgewiesen.

GrÃ¼nde:

GemÃ¤Ã� Â§ 60 Sozialgerichtsgesetz (SGG) i.V.m. Â§ 42 Abs. 1 und 2
Zivilprozessordnung (ZPO) findet die Ablehnung eines Richters wegen Besorgnis der
Befangenheit statt, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen
seine Unparteilichkeit zu rechtfertigen. Dies ist der Fall, wenn ein am Verfahren
Beteiligter von seinem Standpunkt aus bei objektiver und vernÃ¼nftiger
Betrachtung davon ausgehen darf, dass der Richter nicht unvoreingenommen
entscheiden werde. Die nur subjektive Besorgnis, fÃ¼r die bei WÃ¼rdigung der
Tatsachen vernÃ¼nftigerweise kein Grund ersichtlich ist, ist dagegen nicht
MaÃ�stab der PrÃ¼fung. Solche GrÃ¼nde liegen hier nicht vor:

Die vom KlÃ¤ger vorgebrachte RÃ¼ge, die abgelehnte Richterin habe in der
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Vergangenheit in von ihm gefÃ¼hrten Rechtsstreitigkeiten zu seinen Lasten
entschieden, vermag die Besorgnis der Befangenheit nicht zu begrÃ¼nden. Aus
vermeintlich unzutreffenden Entscheidungen der abgelehnten Richterin in der
Vergangenheit lÃ¤sst sich nicht der Schluss ziehen, sie werde von nun an einseitig
gegen den KlÃ¤ger entscheiden und sei nicht mehr fÃ¤hig, unvoreingenommen und
sachlich eine weitere Entscheidung zu treffen. Die Ã�berprÃ¼fung der im dortigen
Verfahren vorgenommenen SachverhaltsaufklÃ¤rung und der anschlieÃ�enden
Entscheidung obliegt allein dem Berufungsgericht und kann nicht Gegenstand des
vorliegenden Antragsverfahrens wegen der Besorgnis der Befangenheit sein. Die in
diesem Zusammenhang aufgestellte, aber durch nichts belegte Behauptung, von
der abgelehnten Richterin sei im damaligen Verfahren der Tatbestand gefÃ¤lscht
und die Beklagte zum Betrug angestiftet worden, hat ohnehin keinen einer
inhaltlichen PrÃ¼fung zugÃ¤nglichen Kern.

Auch die auf das vorliegende Verfahren bezogene Behauptung, die Richterin leite
das Verfahren in einer Weise, die den KlÃ¤ger benachteilige, ist nicht
nachvollziehbar geworden. Die abgelehnte Richterin hat die mit Richterbrief vom
16. November 2005 angeforderte Stellungnahme von der Beklagten zweimal
angemahnt. Von solchen Erinnerungen durch Kurzbrief erhÃ¤lt der Gegner
regelmÃ¤Ã�ig keine Abschriften, was zur Verminderung des Verwaltungsaufwandes
aus Sicht eines verstÃ¤ndigen Prozessbeteiligten nicht zu beanstanden ist und dem
KlÃ¤ger, der eine Vielzahl von Verfahren beim Sozialgericht und beim
Landessozialgericht fÃ¼hrt, auch bekannt sein dÃ¼rfte. Auch soweit die Richterin
bei Ã�bersendung des Schriftsatzes des KlÃ¤gers vom 18. MÃ¤rz 2006 an die
Beklagten mit einem kurzen, dem KlÃ¤ger nicht zur Kenntnis gegebenen Zusatz
erneut darauf hingewiesen hat, es sei noch Ã¼ber die weiteren geltend gemachten
Fahrkosten mit Bescheid zu entscheiden, rechtfertigt dies die Besorgnis der
Befangenheit nicht. Damit hat sie lediglich ihre bereits im Richterbrief geÃ¤uÃ�erte
Auffassung wiederholt. Solche Hinweise eines Richters auf seine vorlÃ¤ufige
Meinung oder noch zu klÃ¤rende Punkte im Rechtlichen oder TatsÃ¤chlichen liegen
aber im Allgemeinen im wohlverstandenen Interesse der Beteiligten. Auf diese
Weise erhalten sie Gelegenheit, ihre eigene, von der des Richters abweichende
Ansicht nÃ¤her zu erlÃ¤utern und dabei zusÃ¤tzliche entscheidungserhebliche
Gesichtspunkte stÃ¤rker hervorzuheben. Eine verstÃ¤ndige Partei wird diesem
Verfahren den Vorzug geben vor einer eher passiven richterlichen Prozessleitung,
welche die Beteiligten auf sich allein gestellt lÃ¤sst (vgl. nur Beschluss des Senats
vom 23. 3. 2006 -L 1 SF 3/06- unter Bezugnahme auf Bundesfinanzhof, Beschluss
vom 25. 01.1996 â��X B 130/95- zitiert nach juris). Die begrÃ¼ndete Besorgnis der
Befangenheit folgt daraus auch im vorliegenden Fall nicht, zumal sich aus der
Anfrage nach einer Bescheidung Ã¼ber den Antrag auf Fahrkostenerstattung aus
Sicht eines verstÃ¤ndigen Prozessbeteiligten nicht im Ansatz der Schluss ziehen
lÃ¤sst, die Richterin rege die Ablehnung dieses Antrages an. Soweit sie den KlÃ¤ger
schlieÃ�lich nach Erlass des Bescheides erneut zur Stellungnahme aufgefordert hat,
obwohl dieser bereits mitgeteilt hatte, er sehe von weiteren Stellungnahmen ab,
rechtfertigt sich diese Vorgehensweise auch fÃ¼r den KlÃ¤ger nachvollziehbar
daraus, dass sich mit Erlass des Bescheides eine neue prozessuale Situation
ergeben hatte.
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Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde zum Bundessozialgericht anfechtbar
(Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 25.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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